
St
eu

er
än

de
ru

ng
en

 2
01

9 PricewaterhouseCoopers GmbH WPG (Hrsg.)

Umfassende Analyse der steuerlichen Änderungen 2018 / 2019

Steueränderungen
2019



Urheberrechtsinfo

Alle Inhalte dieses eBooks sind 
urheberrechtlich geschützt.

Die Herstellung und Verbreitung 
von Kopien ist nur mit 
ausdrücklicher Genehmigung 
des Verlages gestattet.



Steueränderungen 2019 

 

 



 



 

 

 

 

 

 
Steueränderungen 2019 

 

Autoren 

 
Philipp Claussen 

RA StB 
Düsseldorf 

Martin Diemer 
RA StB 
Stuttgart 

Frank Gehring 
StB 

Frankfurt 

Claudia Lauten 
StB 

Düsseldorf 

Lukasz Mehl 
StB 

Hannover 

Prof. Dr. Daniel Mohr 
RA StB 

Hamburg 

Anke Richert 
RA StB 

Hamburg 

Dr. Kévin P.-H. Tanguy 
RA  

Hamburg 

 Gunnar Tetzlaff 
Dipl.-Wjur. (FH) 

Hannover 

Margot Voß-Gießwein 
StB 

Düsseldorf 

Susanne Winter 
StB 

Hamburg 

 

 

 

 

 

 

17. Auflage 

 

 

Haufe Group 

Freiburg • München • Stuttgart 



 
 
 
 
 
 
Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek 
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie; detail-
lierte bibliografische Daten sind im Internet über http://dnb.dnb.de abrufbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Print: ISBN: 978-3-648-11438-4 Bestell-Nr.: 03351-0019 
ePUB: ISBN: 978-3-648-11723-1 Bestell-Nr.: 03351-0109 
ePDF: ISBN: 978-3-648-11724-8 Bestell-Nr.: 03351-0159 
 
 
 
Steueränderungen 2019 
17. Auflage 2019 
© 2019 Haufe-Lexware GmbH & Co. KG 
www.haufe.de 
info@haufe.de 
Produktmanagement: Bettina Noé 
 
 
 
Die Angaben entsprechen dem Wissensstand bei Redaktionsschluss im Januar 2019. Alle Angaben/Daten 
erfolgten nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr für Vollständigkeit und Richtigkeit. Dieses Werk sowie 
alle darin enthaltenen einzelnen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung, 
die nicht ausdrücklich vom Urheberrechtsgesetz zugelassen ist, bedarf der vorherigen Zustimmung des Ver-
lags. Das gilt insb. für Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen, Auswertungen 
durch Datenbanken und für die Einspeicherung und Verarbeitung in elektronische Systeme. 
 
 
 
Lektorat: Ulrike Fuldner, Rechtsanwältin, Fachanwältin für Steuerrecht, Aschaffenburg 
DTP: Agentur: Satz & Zeichen, Karin Lochmann, Buckenhof 
 
 

 



Editorial 
Schenkt man dem Gutachten der fünf Wirtschaftsweisen Glauben, so ist Deutschlands Stern 
am Sinken. Da werden Wachstumsprognosen derzeit kräftig zurechtgestutzt, und auch im in-
ternationalen Wettbewerbsranking fällt die einstige Vorzeigevolkswirtschaft der Euro-Zone 
zurück. Mehr noch: Deutschland rückt bei den tariflichen Gewinnsteuersätzen im internationa-
len Vergleich allmählich wieder an die Spitze. Während die Bundesregierung in Berlin noch 
an den Eckpfeilern einer aktiven Industriepolitik laboriert, verklingt wieder einmal ungehört 
der Ruf nach verständlichen Steuerregeln. Das Thema Steuern ist immer mehr ein politisches 
und gesellschaftliches geworden – keine leichte Aufgabe für den Chronisten des Steuerjahres 
2018, dies alles in die richtige Perspektive zu setzen. Mangelnde Aktivität kann man dem Ge-
setzgeber dabei nicht vorwerfen. Ganz im Gegenteil – die Intensität an Änderungen scheint 
sich weiter zu verstärken. Als namhafter Beleg für den neuerlichen Reformeifer sei an dieser 
Stelle das heimliche Jahressteuergesetz 2018 aufgeführt, das im Bundeskabinett seinen sperri-
gen Namen „Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im 
Internet und zur Änderung weiterer Vorschriften“ erhielt. Das Manko dieser Massenprodukti-
on liegt aber in einer gewissen Konzeptlosigkeit. Zu Recht gilt der Vorwurf, der Gesetzgeber 
und die Finanzverwaltung verstrickten sich in Widersprüchen und widersetzten sich mit 
Nichtanwendungserlassen und Korrekturgesetzgebung der Rechtsprechung. Fazit: Die Zahl 
der Steueränderungen ist mittlerweile derart angestiegen, dass selbst mit der Materie Vertraute 
kaum Schritt halten können. Um allen Interessierten Orientierung zu bieten, bereitet das PwC-
Steuerjahrbuch die wichtigsten Steueränderungen der letzten zwölf Monate wieder kompakt 
für Sie auf. Ziel und Aufbau des PwC Steuerführers bleiben auch in seiner neuen Auflage un-
verändert: Der Leser kann sich über alle Entwicklungen in Gesetzgebung, Verwaltung und 
Rechtsprechung informieren, die im zurückliegenden Jahr wichtig waren.  

Die Erstellung eines solchen Manuskripts ist nur in Teamarbeit möglich. Der besondere Dank 
des Herausgebers gilt deshalb dem PwC-Autorenteam, dem es mit tiefem Sachverstand, Erfah-
rung und Engagement wieder gelungen ist, dem Leser ein topaktuelles Regelwerk an die Hand 
zu geben, das viele nützliche Praxishinweise enthält. Besten Dank auch allen beteiligten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des Haufe-Verlags für das Lektorat sowie, last but not least, 
Gabriele Stein, die das Jahrbuch zum 17. Mal realisiert hat. 
 

Frankfurt am Main, im Januar 2019 Klaus Schmidt 
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BgA Betrieb gewerblicher Art 
BGB Bürgerliches Gesetzbuch 
BGBl Bundesgesetzblatt 
BMF Bundesministerium der Finanzen 
BR-Drs. Bundesrats-Drucksache 
Brexit-StBG Brexit-Steuerbegleitgesetz 
BrexitÜG Brexit-Übergangsgesetz 
bspw. beispielsweise 
BStBl Bundessteuerblatt 
BT-Drs. Bundestags-Drucksache 
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BVerfG Bundesverfassungsgericht 
BvL Aktenzeichen des Bundesverfassungsgerichts 
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ca. circa 
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DV Durchführungsverordnung 
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EBITDA  Gewinn + Schuldzinsen + planmäßige Abschreibungen – Zinserträge 
ECOFIN Rat Wirtschaft und Finanzen 
EDV Elektronische Datenverarbeitung 
e-EB elektronisches Empfangsbekenntnis 
EFG Entscheidungen der Finanzgerichte (juristische Fachzeitschrift) 
EG Europäische Gemeinschaft 
EGAO Einführungsgesetz zur Abgabenordnung 
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EStG Einkommensteuergesetz 
EStH Einkommensteuer-Hinweise 
EStR Einkommensteuer-Richtlinien 
etc. et cetera 
EU Europäische Union 
EUAHiG Gesetz über die Durchführung der gegenseitigen Amtshilfe in Steuersachen 

zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
EuGH Europäischer Gerichtshof 
EÜR Einnahmenüberschussrechnung 
EUSt Einfuhrumsatzsteuer 
EU-UStB Der Informationsdienst zu EG-Richtlinien und EuGH-Rechtsprechung (Fach-

zeitschrift) 
EUV Vertrag über die Europäische Union 
e-VD elektronisches Verwaltungsdokument 
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EZ Erhebungszeitraum 
f. folgende 
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FamEntlastG Familienentlastungsgesetz 
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ff. fortfolgende 
FG Finanzgericht 
FGO Finanzgerichtsordnung 
FIFA Fédération Internationale de Football Association 
FinMin Finanzministerium 
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GAFA Google, Apple, Facebook und Amazon 
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GewSt Gewerbesteuer 
GewStG Gewerbesteuergesetz 
GG Grundgesetz 
ggf. gegebenenfalls 
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GILTI Global Intangible Low-Taxed Income; Ausweitung der bestehenden US-
Regelungen zur Hinzurechnungsbesteuerung 

GKB Gemeinsame Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
GKKB Gemeinsame konsolidierte Körperschaftsteuer-Bemessungsgrundlage 
GKV Gesetzliche Krankenversicherung 
gl. A. gleiche Ansicht/Auffassung 
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
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GmbH-StB Der GmbH-Steuerberater (Fachzeitschrift) 
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GrESt Grunderwerbsteuer 
GrEStG Grunderwerbsteuergesetz 
Halbs. Halbsatz 
HGB Handelsgesetzbuch 
HTVI Hard-to-Value Intangibles 
HZA Hauptzollamt 
i. d. F. in der Fassung 
i. d. R. in der Regel 
i. H. in Höhe 
i. H. d. in Höhe der/des 
i. H. v. in Höhe von 
i. S. im Sinne 
i. S. d. im Sinne der/des/dieser/dieses 
i. S. v. im Sinne von 
i. V. m. in Verbindung mit 
ID-Nr. Identifikationsnummer 
IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. 
IF Inclusive Framework on BEPS; Zusammenschluss von Vertretern aus 

113 Staaten 
insb. insbesondere 
InsO Insolvenzordnung 
InvSt Investmentsteuer 
InvStG Investmentsteuergesetz 
IP Internet Protokoll 
IStR Internationales Steuerrecht (Fachzeitschrift) 
IT Informationstechnik 
JStG Jahressteuergesetz 
jurisPR-BGHZivilR juris PraxisReport BGH-Zivilrecht (Fachzeitschrift) 
jurisPRMietR juris PraxisReport Miet- und Wohnungseigentumsrecht (Fachzeitschrift) 
KAGB Kapitalanlagegesetzbuch 
KapErtrSt Kapitalertragsteuer 
Kfz Kraftfahrzeug 
KG Kommanditgesellschaft 
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KGaA Kommanditgesellschaft auf Aktien 
KiSt Kirchensteuer 
KSt Körperschaftsteuer 
KStG Körperschaftsteuergesetz 
KVBEVO Krankenversicherungsbeitragsanteil-Ermittlungsverordnung 
KWG Kreditwesengesetz 
LfSt Landesamt für Steuern 
LG Landgericht 
LMK Lindenmaier-Möhring – Kommentierte BGH Rechtsprechung (Fachdienst 

Beck-Online) 
LPartG Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft 
Ls. Leitsatz 
LSt Lohnsteuer 
LStR Lohnsteuer-Richtlinien 
Ltd. Limited 
m. a. W. mit anderen Worten 
m. E. meines Erachtens 
m. w. N. mit weiteren Nachweisen 
MAP Mutual Agreement Procedure 
max. maximal/e 
MietPrax-AK MietPrax Arbeitskommentar 
MietRB Der Miet-Rechts-Berater (Fachzeitschrift) 
Mio. Million, Millionen 
MoMiG Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 

Missbräuchen 
MüKoBGB Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
MwSt Mehrwertsteuer 
MwStR MehrwertSteuerrecht (Fachzeitschrift) 
MwStSystRL Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie 
n. F. neue Fassung 
n. v. nicht (amtlich) veröffentlicht 
NJW Neue Juristische Wochenschrift (Fachzeitschrift) 
Nr. Nummer/n 
nwb Neue Wirtschaftsbriefe (Fachzeitschrift) 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
NZI Neue Zeitschrift für Insolvenz- und Sanierungsrecht (Fachzeitschrift) 
NZM Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht (Fachzeitschrift) 
o. Ä. oder Ähnliches 
o. g. oben genannt/en 
OECD Organisation for Economic Cooperation and Development  

(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 
OECD-MA Musterabkommen zur Regelung von Doppelbesteuerungsfällen zwischen 

Staaten 
OFD Oberfinanzdirektion 
OGAW Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren 
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OLG Oberlandesgericht 
PE Referenznummer für eine Studie, die der Think Tank des Europäischen Par-

laments dem Dokument vergeben hat – vgl. http://www.europarl.europa.eu/ 
RegData/etudes/STUD/2016/556960/IPOL_STU(2016)556960_EN.pdf 

PIStB Praxis Internationale Steuerberatung (Fachzeitschrift) 
PKV Private Krankenversicherung 
Pkw Personenkraftwagen 
PM Pressemitteilung 
rkr. rechtskräftig 
RL Richtlinie 
Rn. Randnummer/n 
Rs. Rechtssache/n 
Rspr. Rechtsprechung 
Rz. Randziffer 
s.  siehe 
S.  Seite, Seiten oder Satz, Sätze (in Normenzitaten) 
s. a. siehe auch 
s. o. siehe oben 
s. u. siehe unten 
SGB Sozialgesetzbuch 
sog. sogenannte/n/r/s 
SolZ Solidaritätszuschlag 
st. Rspr. ständige Rechtsprechung 
StB Steuerberater 
StEd Steuer-Eildienst (Fachzeitschrift) 
StuB Unternehmensteuern und Bilanzen (Fachzeitschrift) 
StUmgBG Steuerumgehungsbekämpfungsgesetz 
SZE Anlage zur Ermittlung der nichtabziehbaren Schuldzinsen bei Einzelunter-

nehmen, Vordruck zur EÜR 
TKG Telekommunikationsgesetz 
Tz. Teilziffer, Teilziffern 
u. a. unter anderem 
u. E. unseres Erachtens 
u. U. unter Umständen 
UEFA Union of European Football Associations 
UmwStG Umwandlungssteuergesetz 
UN United Nations 
UR Umsatzsteuer-Rundschau (Fachzeitschrift) 
UrhG Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte 
US United Staates 
USA United States of America 
USt Umsatzsteuer 
UStAE Umsatzsteuer-Anwendungserlass 
UStB Umsatz-Steuer-Berater (Fachzeitschrift) 
UStDV Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 
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UStG Umsatzsteuergesetz 
USt-ID-Nr. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
UStZustV Verordnung über die örtliche Zuständigkeit für die Umsatzsteuer im Ausland 

ansässiger Unternehmer (Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung) 
UVR Umsatzsteuer- und Verkehrsteuer-Recht (Fachzeitschrift) 
v. vom 
vGA verdeckte Gewinnausschüttung 
vgl. vergleiche 
VO Verordnung 
VZ Veranlagungszeitraum 
WM Wertpapiermitteilungen (Fachzeitschrift) 
WuM Wohnungswirtschaft und Mietrecht (Fachzeitschrift) 
z. B. zum Beispiel 
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (Fachzeitschrift) 
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (Fachzeitschrift) 
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht (Fachzeitschrift) 
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Fachzeitschrift) 
zzgl. zuzüglich 
zzt. zurzeit 

 





A Neue Steuergesetzgebung 
Während der Jahresausklang 2017 noch von den gescheiterten Verhandlungen der sog. Jamai-
ka-Koalition gezeichnet war, konnte die Große Koalition zwischen CDU und SPD, die sich im 
ersten Quartal 2018 konstituierte, der gesetzgeberischen Lethargie ein Ende setzen. Die Koali-
tion hat sich zunächst auf – aus ihrer Sicht – dringliche Angelegenheiten beschränkt. Dazu 
zählt vornehmlich die Umsetzung der sozialpolitischen Forderung nach größerer steuerlicher 
Entlastung für Familien. Sonstige notwendige Anpassungen, die sich z. B. aufgrund der Rspr. 
ergaben, wurden zunächst in dem üblichen „Omnibus-Gesetz“ unter dem Arbeitstitel „Jahres-
steuergesetz 2018“ erfasst. Dieses Gesetz wurde im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens, das 
mit der Bekanntgabe des Gesetzes am 14.12.2018 endete, erheblich erweitert, vornehmlich, 
um einen Weg zu finden, die „Digital Economy“ besser steuerlich zu erfassen. 

Das Jahr 2018 zeichnet sich auch durch eine Vielzahl von Gesetzesinitiativen aus. Hier stehen 
vor allem Fragen des Internationalen Steuerrechts und dort vornehmlich die Auswirkungen des 
Austritts des Vereinigten Königreiches aus der EU im Vordergrund. Dieser in der Geschichte 
der EU (bislang) einmalige Schritt nach dem Referendum in Großbritannien in 2017 erfordert 
Anpassungen, um steuerliche Folgen, die an die bisherige Mitgliedschaft Großbritanniens in 
der EU anknüpfen, abzumildern. Hier liegen den Gesetzgebungsgremien mehrere Gesetzes-
pakete, wie z. B. das Brexit-Steuerbegleitgesetz und das entsprechende Ergänzungsgesetz zur 
weiteren Verhandlung vor.  

Auch mit Blick auf die Erhöhung der Transparenz bei steuerlichen Gestaltungen hat sich in 
2018 einiges getan. So trat am 25.6.2018 die 6. Richtlinie zur Änderung der Richtlinie 
2011/16/EU bezüglich des verpflichtenden automatischen Informationsaustauschs im Bereich 
der Besteuerung über meldepflichtige grenzüberschreitende Gestaltungen in Kraft (sog. DAC 
6-Richtlinie), die nun binnen zwei Jahren in nationales Recht umgesetzt werden muss. Auch 
hierauf werden wir eingehen (siehe dazu A.3.3.2).  

1 Steuergesetze, die 2018 in Kraft getreten sind  

1.1 In 2017 verabschiedete Steuergesetze 
Zu den Steuergesetzen, die 2018 in Kraft traten, hatten wir in der Vorauflage „Steueränderun-
gen 2017/2018“ bereits umfänglich berichtet.  

Beispielhaft herauszustellen sind hier zum einen das „Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken 
im Zusammenhang mit Rechteüberlassungen“1, in welchem die sog. Lizenzschranke (§ 4j 
EStG) eingeführt wurde. Zum anderen wurden mit dem „Gesetz zur Bekämpfung und Ände-
rung weiterer steuerlicher Vorschriften (StUmgBG)“2 umfangreiche Mitwirkungspflichten er-
weitert bzw. neu geregelt (z. B. bei der Anzeigepflicht in § 138 AO und die Einführung einer 
Anzeigepflicht in § 138b AO).  

Zur Vermeidung von Wiederholungen verweisen wir hier unsere Ausführungen in Kapital A 
der „Steueränderungen 2017/2018“.  

                                                 
1 Gesetz v. 27.6.2017, BGBl I 2017, S. 2074.  
2 Gesetz v. 23.6.2017, BGBl I 2017, S. 1682. 
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1.2 In 2018 verabschiedete Steuergesetze 

Das als JStG 2018 zunächst konzipierte Gesetzgebungsvorhaben (s. u. Ziffer 2.2) enthält nach 
Maßgabe seiner Anwendungsregelung in Art. 20 Abs. 2 auch Regelungen, die rückwirkend 
zum 1.1.2018 gelten. 

Der Übersichtlichkeit halber haben wir diese Regelungen hier nicht gesondert aufgenommen, 
sondern bei den Erläuterungen zum JStG 2018 (s. dort) in den jeweiligen Einzelregelungen 
dargestellt. 

2 Steuergesetze, die 2019 in Kraft treten 

2.1 Gesetz zur Stärkung und steuerlichen Entlastung der 
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher 
Regelungen (Familienentlastungsgesetz – FamEntlastG) 
Das am 6.12.2018 verkündeten FamEntlastG3 dient den sozialpolitischen Vorgaben, Familien 
und Kinder steuerlich zu entlasten bzw. zu begünstigen.  

Das FamEntlastG sieht im Wesentlichen drei Maßnahmen vor, die zu einer steuerlichen Ent-
lastung der Familien führen soll: 

 Anhebung des Kindergelds ab 1.7.2019 um 10 € pro Monat 

 Anhebung der Kinderfreibeträge 

 Anhebung der Grundfreibeträge und Verschiebung der Eckwerte des ESt-Tarifs um rund 
1,84 % 

2.1.1 Kinderfreibetrag und Kindergeld, § 32 Abs. 6 S. 1 EStG 
Zur steuerlichen Entlastung und Förderung der Familien werden der Freibetrag für das säch-
liche Existenzminimum des Kindes (Kinderfreibetrag) und das Kindergeld erhöht. Der Kinder-
freibetrag wird für jeden Elternteil auf 2.490 € (insgesamt 4.980 €) erhöht. Die steuerliche Ent-
lastungswirkung der Erhöhung des Kinderfreibetrags um jeweils 96 € (insgesamt 192 €) 
entspricht dem Jahresbetrag der Kindergelderhöhung (60 €). 

Zugleich stellt die Erhöhung des Kinderfreibetrags die verfassungskonforme Besteuerung von 
Eltern für den VZ 2019 auf der Basis der aktuellen Daten zum Kinderexistenzminimum sicher. 

2.1.2 Einkommensteuertarif, § 32a Abs. 1 EStG  
Mit der Neufassung des § 32a Abs. 1 EStG wird der für den VZ 2019 geltende ESt-Tarif nor-
miert. Dabei werden der steuerliche Grundfreibetrag und die Eckwerte des ESt-Tarifs 2018 um 
1,84 % (voraussichtliche Inflationsrate des Jahres 2018 – Basis: Aktuelle Frühjahrsprojektion 
der Bundesregierung) nach rechts verschoben. Die Freistellung des Existenzminimums ist da-
mit sichergestellt. 

                                                 
3 Gesetz v. 29.11.2018, BGBl I 2018, S. 2210. 
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2.1.3 Unterhaltsleistungen, § 33a Abs. 1 S. 1 EStG 

Der Abzug von Unterhaltsleistungen gem. § 33a Abs. 1 S. 1 EStG orientiert sich der Höhe 
nach am steuerlichen Existenzminimum. Mit der Anhebung des Grundfreibetrags für den VZ 
2019 auf 9.168 € wird daher auch die Anhebung des Höchstbetrags für den Abzug von Unter-
haltsleistungen für den VZ 2019 vorgenommen. 

2.1.4 § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 EStG 
Durch die Regelung in § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 EStG wird verhindert, dass beim LSt-Abzug 
nach den Steuerklassen V und VI in einzelnen Teilbereichen eine zu niedrige Durchschnitts-
steuer- bzw. eine zu hohe Grenzsteuerbelastung eintritt. Die Zahlenwerte hängen mit den 
Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammen und werden für den LSt-Abzug in 2019 
angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 

2.1.5 Befreiung von der Pflicht zur Abgabe von Einkommensteuererklärung, 
§ 46 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 EStG 
Durch die Regelung werden Arbeitnehmer mit geringem Jahresarbeitslohn (für 2018: 11.400 € 
bzw. 21.650 €, wenn die Voraussetzungen für die Zusammenveranlagung vorliegen) von der 
Pflicht zur Abgabe einer ESt-Erklärung allein wegen einer zu hohen Mindestvorsorgepauscha-
le befreit, da bei Arbeitnehmern mit den genannten Arbeitslöhnen die ESt regelmäßig 0 € be-
trägt. 

Die Arbeitslohngrenzen für das Kalenderjahr 2019 ändern sich durch die Tarifänderungen in 
§ 32a EStG geringfügig (Folgeänderung zur Tarifänderung). Die Änderungen traten parallel 
zur Tarifanpassung in § 32a EStG am 1.1.2019 in Kraft. 

2.1.6 Zuschlagsteuern, § 51a Abs. 2a S. 1 EStG 
Mit der Änderung werden Folgeänderungen im Zusammenhang mit der Erhöhung des Kinder-
freibetrags vorgenommen. 

Die Bemessungsgrundlage für die KiSt ist danach für Arbeitnehmer die LSt, die sich nach Be-
rücksichtigung des von 4.788 € um 192 € auf 4.980 € erhöhten Kinderfreibetrags bzw. des ent-
sprechenden Anteils ergibt.  

2.1.7 Anwendungsvorschrift, § 52 Abs. 1 EStG 
Die vorstehend ausgeführten Änderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in 
§ 52 Abs. 1 EStG in der am 1.1.2019 geltenden Fassung erstmals für den VZ 2019 und den 
LSt-Abzug 2019 anzuwenden. § 52 Abs. 1 EStG wird entsprechend fortgeschrieben. 

2.1.8 Erhöhung des Kindergeldes 
Um Familien in unteren und mittleren Einkommensbereichen steuerlich zu entlasten und zu 
fördern, wird das Kindergeld ab dem 1.7.2019 für jedes zu berücksichtigende Kind um 10 € 
monatlich erhöht (§§ 52 Abs. 49 S. 9, 66 EStG n. F.). 
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2.1.9 Weitere Änderung ab 2020 

Der Kinderfreibetrag wird für den VZ 2020 erneut angehoben, um der zum 1.7.2019 vorge-
nommenen Kindergelderhöhung zu entsprechen, die sich im Jahr 2020 mit insgesamt 120 € 
pro Kind erstmals auf das gesamte Jahr auswirkt. Der Kinderfreibetrag wird für jeden Eltern-
teil auf 2.586 € (insgesamt 5.172 €) erhöht. 

Mit der Neufassung des § 32a Abs. 1 EStG wird der für den VZ 2020 geltende ESt-Tarif nor-
miert. Dabei wird der steuerliche Grundfreibetrag entsprechend der voraussichtlichen Vorga-
ben des Existenzminimumberichts erhöht. Zudem werden die übrigen Eckwerte des ESt-Tarifs 
2019 um 1,95 % (voraussichtliche Inflationsrate des Jahres 2019 – Basis: Aktuelle Früh-
jahrsprojektion der Bundesregierung) nach rechts verschoben. 

Ab 2020 beträgt der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhaltsleistungen 9.408 € (§ 33a 
Abs. 1 S. 1 EStG). 

Da die Zahlenwerte der § 39b Abs. 2 S. 7 Halbs. 2 und § 46 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 EStG mit 
den Tarifeckwerten in § 32a EStG unmittelbar zusammenhängen, werden diese für das Kalen-
derjahr 2020 ebenso angepasst (Folgeänderung zur Tarifänderung). 

Mit der Änderung in § 51a Abs. 2a S. 1 EStG werden die Folgeänderungen im Zusammenhang 
mit der Erhöhung des Kinderfreibetrags vorgenommen. Die Bemessungsgrundlage für die 
KiSt ist danach für Arbeitnehmer die LSt, die sich nach Berücksichtigung des auf 5.172 € er-
höhten Kinderfreibetrags bzw. des entsprechenden Anteils ergibt. 

Diese Folgeänderungen sind nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 EStG 
in der am 1.1.2020 geltenden Fassung erstmals für den VZ 2020 und den LSt-Abzug 2020 an-
zuwenden.  

2.2 Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfällen beim 
Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften (JStG 2018) 

2.2.1 Einleitung 
Mit dem vormals unter dem Arbeitstitel JStG 2018 in Gang gesetzten Vorhaben sollten zu-
nächst die fachlich gebotenen und notwendigen Anpassungen an das EU-Recht und die Rspr. 
des EuGH erfolgen sowie Judikate des BVerfG und BFH umgesetzt werden. Wie so oft be-
diente sich der Gesetzgeber hierzu eines sog. Omnibusgesetzes.  

Im Verlaufe des Gesetzgebungsvorhabens zeichnete sich weiterer gesetzgeberischer Hand-
lungsbedarf ab, der sich vor allem auf die sog. digitale Wirtschaft konzentrierte und den Han-
del mit Waren über das Internet unter Nutzung von elektronischen Marktplätzen umsatzsteuer-
lich erfassen sollte. Zum Schutz vor Steuerausfällen und um die Wettbewerbsfähigkeit anderer 
Unternehmen sicherzustellen, soll vor allem der Handel mit Waren aus Drittländern einer be-
sonderen umsatzsteuerlichen Erfassung unterworfen werden. Insoweit wurde das ursprüng-
liche Gesetzesvorhaben erheblich erweitert. 


